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Mandantenbrief November 2009 
 
Sehr geehrte Mandanten, 
 
anbei erhalten Sie meinen aktuellen Mandantenbrief. Auf folgende interessante Themen 
möchte ich insbesondere hinweisen: 
 
Allgemeines 

· Inventur und halbfertige Arbeiten zum 31.12.2009 
Einkommensteuer 

· Geschenke an Geschäftsfreunde 
· Werbungskosten bei jahrelangem Leerstand von Wohnungen 

Lohn und Gehalt 

· Behandlung von Kosten für Arbeitnehmer bei Betriebsveranstaltungen 
Umsatzsteuer 

· Bundesfinanzhof entschärft Anforderungen an den Nachweis steuerfreier innergemein-
schaftlicher Lieferungen 

 
Mit freundlichem Grüßen 
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Termine 
Fälligkeitstermine Steuern/Sozialversicherung November und Dezember 2009 

S T E U E R A R T F Ä L L I G K E I T 

Lohnsteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag 10.11.20091 10.12.20091 

Umsatzsteuer 10.11.20092 10.12.20093 

Einkommensteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszu-
schlag 

Entfällt 10.12.2009 

Körperschaftsteuer, Solidaritätszuschlag Entfällt 10.12.2009 

Ende der Schonfrist  Überweisung4 
obiger Steuerarten 
bei Zahlung durch:   Scheck5 

13.11.2009 
 

6.11.2009 

14.12.2009 
 

7.12.2009 

Gewerbesteuer 16.11.2009 Entfällt 

Grundsteuer 16.11.2009 Entfällt 

Ende der Schonfrist  Überweisung 
obiger Steuerarten 
bei Zahlung durch:   Scheck5 

19.11.2009 
 

13.11.2009 

Entfällt 
 

Entfällt 
Sozialversicherung6 26.11.2009 28.12.2009 

Kapitalertragsteuer, Solidaritätszuschlag Seit dem 01.01.2005 ist die Kapitalertrag-
steuer sowie der darauf entfallende Solida-
ritätszuschlag zeitgleich mit einer erfolgten 
Gewinnausschüttung an den Anteilseigner 
an das zuständige Finanzamt abzuführen. 

 
1 Für den abgelaufenen Monat. 
2 Für den abgelaufenen Monat; bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat; bei Vierteljahreszahlern mit Dauerfristver-

längerung für das vorangegangene Kalendervierteljahr. 
3 Für den abgelaufenen Monat; bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat. 
4 Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem Anmeldungszeit-

raum folgenden Monats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, Sonntag oder Feier-
tag, ist der nächste Werktag der Stichtag. Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen werden keine Säumniszuschläge 
erhoben. Eine Überweisung muss so frühzeitig erfolgen, dass die Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts am Tag der 
Fälligkeit erfolgt. 

5 Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim Finanzamt als 
erfolgt gilt. Es sollte stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden. 

6 Die Fälligkeitsregelungen der Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich auf den drittletzten Bankarbeitstag des laufenden 
Monats vorgezogen worden. Um Säumniszuschläge zu vermeiden, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen Kran-
kenkassen gilt ein einheitlicher Abgabetermin für die Beitragsnachweise. Diese müssen dann bis spätestens zwei Arbeitstage 
vor Fälligkeit (d. h. am 24.11./21.12.2009) an die jeweilige Einzugsstelle übermittelt werden. Wird die Lohnbuchführung durch 
extern Beauftragte erledigt, sollten die Lohn- und Gehaltsdaten etwa 10 Tage vor dem Fälligkeitstermin an den Beauftragten 
übermittelt werden. Dies gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf einen Montag oder auf einen Tag nach Feiertagen fällt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 

Allgemeines 
 
Inventur und halbfertige Arbeiten zum 31.12.2009 
Alle Jahre wieder steht für bilanzierende Steuerpflichtige die Inventur zum Jahresende an. Die Erfas-
sung der Waren und Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe mit Menge und Einkaufswert stellt dabei meist 
lediglich eine Fleißaufgabe dar. Wohingegen die Aufstellung der halbfertigen Arbeiten immer wieder 
mit Fragezeichen versehen ist und sofern Sie nicht zeitnah zum Jahreswechsel vorgenommen wird, 
wertmäßig nur schwierig zu ermitteln ist. Die Fragestellung bei der Ermittlung muss lauten, welchen 
Betrag kann man (ohne Gewinnzuschlag) per 31.12.2009 dem Kunden in Rechnung stellen. Ent-
scheidend ist die Gesamtsumme ohne Berücksichtigung bereits eingeholter Abschlagszahlungen. Zur 
Vereinfachung kann die Summe der eingegangenen Abschlagszahlungen genommen werden und der 
mögliche Restbetrag per 31.12.2009 dazu addiert werden. 
 

Einkommensteuer 
Geschenke an Geschäftsfreunde 
Zum Jahresende ist es üblich, Geschenke an Geschäftsfreunde zu verteilen. Deshalb sind für den 
Abzug dieser Aufwendungen als Betriebsausgaben die nachfolgenden Punkte von großer Bedeutung: 
· Geschenke an Geschäftsfreunde sind nur bis zu einem Wert von 35 EUR netto ohne Umsatzsteuer 

pro Jahr und pro Empfänger abzugsfähig. 
· Nichtabziehbare Vorsteuer (z. B. bei Versicherungsvertretern, Ärzten) ist in die Ermittlung der 

Wertgrenze mit einzubeziehen. In diesen Fällen darf der Bruttobetrag (inklusive Umsatzsteuer) 
nicht mehr als 35 EUR betragen. 

· Es muss eine ordnungsgemäße Rechnung vorhanden sein, auf der der Name des Empfängers 
vermerkt ist. Bei Rechnungen mit vielen Positionen sollte eine gesonderte Geschenkeliste mit den 
Namen der Empfänger sowie der Art und der Betragshöhe des Geschenks gefertigt werden. 

· Schließlich müssen diese Aufwendungen auf ein besonderes Konto der Buchführung „Geschenke 
an Geschäftsfreunde“, getrennt von allen anderen Kosten, gebucht werden. 

· Pro Geschäftsfreund ist jährlich eine Liste zu führen auf welcher alle Geschenke wert- und da-
tumsmäßig erfasst sind. 

Überschreitet die Wertgrenze sämtlicher Geschenke pro Person und pro Wirtschaftsjahr den Betrag 
von 35 EUR oder werden die formellen Voraussetzungen nicht beachtet, sind die Geschenke an diese 
Personen insgesamt nicht abzugsfähig. Außerdem unterliegt der nichtabzugsfähige Nettobetrag dann 
noch der Umsatzsteuer. 
Kranzspenden und Zugaben sind keine Geschenke und dürfen deshalb auch nicht auf das Konto „Ge-
schenke an Geschäftsfreunde“ gebucht werden. In diesen Fällen sollte ein Konto „Kranzspenden und 
Zugaben“ eingerichtet werden. 
Hinweis: Seit 2007 haben Unternehmer bei betrieblich veranlassten Sachzuwendungen und Ge-
schenken die Möglichkeit, eine Pauschalsteuer von 30 % zu leisten. Um bei hohen Sachzuwendungen 
eine Besteuerung mit dem individuellen Steuersatz des Empfängers zu gewährleisten, ist die Pau-
schalierung ausgeschlossen, soweit die Aufwendungen je Empfänger und Wirtschaftsjahr oder je Ein-
zelzuwendung 10.000 EUR übersteigen. Die Zuwendungen sind weiterhin aufzuzeichnen, auch um 
diese Grenze prüfen zu können. 
Als Folge der Pauschalversteuerung durch den Zuwendenden muss der Empfänger die Zuwendung 
nicht versteuern. In einem koordinierten Ländererlass hat die Finanzverwaltung zur Anwendung dieser 
Regelung Stellung genommen. Danach ist u. a. Folgendes zu beachten: 
· Grundsätzlich ist das Wahlrecht zur Anwendung der Pauschalierung der Einkommensteuer für alle 

innerhalb eines Wirtschaftsjahres gewährten Zuwendungen einheitlich auszuüben. Es ist jedoch 
zulässig, die Pauschalierung jeweils gesondert für Zuwendungen an Dritte (z. B. Geschäftsfreunde 
und deren Arbeitnehmer) und an eigene Arbeitnehmer anzuwenden. 

· Streuwerbeartikel (Sachzuwendungen bis 10 EUR) müssen nicht in die Bemessungsgrundlage der 
Pauschalierung einbezogen werden, werden also nicht besteuert. 

· Bei der Prüfung, ob Aufwendungen für Geschenke an einen Nichtarbeitnehmer die Freigrenze von 
35 EUR pro Wirtschaftsjahr übersteigen, ist die übernommene Steuer nicht mit einzubeziehen. Die 
Abziehbarkeit der Pauschalsteuer als Betriebsausgabe richtet sich danach, ob die Aufwendungen 
für die Zuwendung als Betriebsausgabe abziehbar sind. 



· Der Unternehmer muss den Zuwendungsempfänger darüber informieren, dass er die Pauschalie-
rung anwendet. Eine besondere Form ist dafür nicht vorgeschrieben. 

Wegen der Kompliziertheit der Vorschrift sollte in Einzelfällen der Steuerberater gefragt werden. 

Rückstellungen für die Aufbewahrung von Geschäftsunterlagen sind zu bilden 
Wegen der gesetzlichen Verpflichtung zur Aufbewahrung von Geschäftsunterlagen ist eine Rückstel-
lung für ungewisse Verbindlichkeiten zu bilden. Die Rückstellung ist mit dem Betrag zu passivieren, 
der nach den Preisverhältnissen des jeweiligen Bilanzstichtages für die Erfüllung der Verpflichtung 
voraussichtlich notwendig ist. 
Ist ein Unternehmer verpflichtet, seine Geschäftsunterlagen 10 Jahre aufzubewahren, ist nach einem 
Urteil des Niedersächsischen Finanzgerichts der jährliche Archivierungsaufwand nicht mit der Anzahl 
der Aufbewahrungsjahre, sondern nur mit dem arithmetischen Mittel der Aufbewahrungszeit, mit 5,5 
zu vervielfältigen. 
 
Bei der Berechnung sind u. a. folgende Kosten einzubeziehen: 
· Raumkosten, 
· AfA für Einrichtungsgegenstände, 
· anteilige Personalkosten. 
Nicht rückstellungsfähig sind anteilige Finanzierungskosten, die Kosten für die künftige Anschaffung 
von Regalen und Ordnern, die Entsorgung der Unterlagen nach Ablauf der Aufbewahrungsfrist sowie 
die Einlagerung künftig entstehender Unterlagen. 
Der Bundesfinanzhof muss sich mit dieser Frage noch beschäftigen. 

Werbungskosten bei jahrelangem Leerstand von Wohnungen nur bei 
Einkunfterzielungsabsicht abzugsfähig 
Steht eine Wohnung nach vorheriger auf Dauer angelegter Vermietung leer, sind Aufwendungen als 
Werbungskosten so lange abziehbar, wie sich der Eigentümer ernsthaft und nachhaltig um eine Ver-
mietung der leer stehenden Wohnung bemüht, z. B. durch Einschaltung eines Maklers oder fortge-
setzte Zeitungsanzeigen. Werbungskosten sind dann abzugsfähig. 
Stehen Wohnungen ohne vorausgegangene Vermietung über nahezu drei Jahrzehnte leer, so können 
die während der Zeit des Leerstands anfallenden Aufwendungen nicht als vorab entstandene Wer-
bungskosten bei der Einkunftsart Vermietung und Verpachtung abgezogen werden. Es sei denn, der 
Eigentümer kann den ernsthaften Willen nachweisen, in Zukunft einen Überschuss aus der Vermie-
tungstätigkeit zu erzielen. So entschied das Finanzgericht Rheinland-Pfalz. Es reicht nicht aus, wenn 
der Eigentümer einen Makler beauftragt, einen gewerblichen Mieter zu suchen, damit ein Vorsteuer-
abzug aus Rechnungen für Bauarbeiten möglich ist. Auch potenzielle „private“ Mieter müssen gesucht 
werden, um die Einkunfterzielungsabsicht nachzuweisen. 
Der Bundesfinanzhof muss abschließend entscheiden. 

 

Lohn und Gehalt  
Behandlung von Kosten für Arbeitnehmer bei Betriebsveranstaltungen 
Kosten für im überwiegend betrieblichen Interesse des Arbeitgebers durchgeführte Betriebsveranstal-
tungen dürfen pro Arbeitnehmer nicht mehr als 110 EUR inklusive Umsatzsteuer betragen. Kosten für 
Aufwendungen von teilnehmenden Angehörigen der Arbeitnehmer sind diesen zuzurechnen. Außer-
dem dürfen maximal zwei Betriebsveranstaltungen pro Jahr durchgeführt werden. Wird die Freigrenze 
von 110 EUR überschritten, ist der Gesamtbetrag als Arbeitslohn zu versteuern. 
Der Arbeitgeber kann diesen Arbeitslohn pauschal versteuern. Dies gilt allerdings nur dann, wenn die 
Teilnahme an der Veranstaltung allen Arbeitnehmern offen stand. 
Der Bundesfinanzhof hat die Auffassung der Finanzverwaltung bestätigt, dass es nicht mehr auf die 
Dauer der Veranstaltung ankommt. Die Veranstaltung kann sich also auch über zwei Tage mit Über-
nachtung hinziehen. 
Bei den am Ende eines Jahres üblichen Weihnachtsfeiern sollte noch Folgendes beachtet werden: 
· Geschenkpäckchen bis zu einem Wert von 40 EUR inklusive Umsatzsteuer, die anlässlich solcher 

Feiern übergeben werden, sind in die Berechnung der Freigrenze einzubeziehen. 
· Geschenke von mehr als 40 EUR inklusive Umsatzsteuer sind grundsätzlich steuerpflichtiger Ar-

beitslohn und deshalb nicht bei der Prüfung der Freigrenze zu berücksichtigen. Die gezahlten Be-
träge können dann aber vom Arbeitgeber mit 25 % pauschal versteuert werden. 



· Geldgeschenke, die kein zweckgebundenes Zehrgeld sind, unterliegen nicht der Pauschalie-
rungsmöglichkeit und müssen voll versteuert werden. 

 
Umsatzsteuer 
Bundesfinanzhof entschärft Anforderungen an den Nachweis steuerfreier innergemeinschaftli-
cher Lieferungen 
Versendet ein Unternehmer den Gegenstand einer Lieferung durch einen selbstständigen Frachtfüh-
rer in einen anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union, ist die Lieferung als innergemeinschaftli-
che Lieferung steuerfrei, wenn der Unternehmer die Versendung durch einen Beleg nachweist. Der 
Bundesfinanzhof hat entgegen der Auffassung der Finanzverwaltung entschieden, dass ein CMR-
Frachtbrief auch dann ein ausreichender Versendungsbeleg ist, wenn er keine Bestätigung über den 
Warenempfang am Bestimmungsort enthält. Die Empfängerbestätigung nach Feld 24 des Frachtbriefs 
gehört nicht zu den zwingend erforderlichen Angaben. 
Lässt der Erwerber den Gegenstand durch einen Beauftragten abholen, muss der Unternehmer nach 
Auffassung der Finanzverwaltung die Berechtigung des Abholenden durch eine schriftliche Vollmacht 
des Erwerbers belegen. Auch dies hat der Bundesfinanzhof verworfen. Bestehen an der Abholberech-
tigung im Einzelfall konkrete Zweifel, kann der Unternehmer den Nachweis mit anderen Mitteln führen, 
z. B. durch Zeugenbeweis. Er ist nicht ausschließlich auf einen Nachweis durch einen schriftlichen 
Beleg angewiesen. 

Umsatzsteuerbefreiung für Versicherungsvertreter gilt auch für Untervertreter 
Nach einem Urteil des Bundesfinanzhofs sind Versicherungs- und Rückversicherungsumsätze ein-
schließlich der dazu gehörenden Dienstleistungen von Versicherungsmaklern und -vertretern von der 
Umsatzsteuer befreit. 
Kern der steuerbefreiten Tätigkeit ist es, am Abschluss von Versicherungen interessierte Personen zu 
finden und mit dem Versicherer zusammenzubringen. Die Vermittlungstätigkeit ist auf den Abschluss 
eines einzelnen Geschäfts gerichtet. Sie kann in einer Nachweis-, Kontaktaufnahme- oder Verhand-
lungstätigkeit bestehen. 
Nicht erforderlich ist, dass dies durch eine Person allein geschieht. Es können auch verschiedene 
Mitwirkende jeweils einen Teil der die Vermittlung betreffenden Arbeit leisten. Auch ist es nicht erfor-
derlich, dass die Leistungen jeder beteiligten Person direkt und unmittelbar gegenüber dem Lebens-
versicherer erbracht werden. Es reicht aus, wenn sie für einen Hauptvermittler erbracht werden. 
Eine Abgrenzung zwischen umsatzsteuerpflichtiger und umsatzsteuerfreier Tätigkeit ist insoweit vor-
zunehmen, als Leistungen, die keinen spezifischen und wesentlichen Bezug zu Vermittlungsgeschäf-
ten aufweisen, nicht steuerbefreit sind, etwa die Festsetzung und Auszahlung der Provision, das Hal-
ten der Kontakte zu und die Weitergabe von Informationen an Versicherungsvertreter oder die Ab-
wicklung von Schäden. Auch die Tätigkeit eines „Overhead-Handelsvertreters“, der lediglich Be-
treuungs-, Schulungs- und Überwachungsleistungen erbringt, ist nicht umsatzsteuerbefreit. 
 


